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Integrationspolitik als Regierungspolitik 

Das Staatssekretariat für Integration im Monitoring 

 

1. Forschungsgegenstand und Projektdesign 

Mit der Einrichtung des Staatssekretariats für Integration im April 2011 ist die 

österreichische Politik auch institutionell im Einwanderungsland angekommen: Erstmals sind 

Integrationsagenden auf Regierungsebene sicht- und hörbar vertreten. Die Bundesregierung 

folgte mit dieser Entscheidung integrationspolitischen Vorbildern – einerseits anderen 

europäischen Ländern, in denen seit Jahren eine Regierungsverantwortlichkeit gegenüber den 

Aufnahmebedingungen für Eingewanderte wahrgenommen wird; andererseits Initiativen 

einzelner österreichischer Bundesländer, allen voran Wien, wo Integrationsagenden seit den 

1990er Jahren in der Stadtpolitik verankert sind und 2004 eine Magistratsabteilung für 

Integrations- und Diversitätsangelegenheiten eingerichtet wurde (Götzelmann 2010). 

Wesentliche Impulse gingen darüber hinaus von der EU-Ebene aus, die in den vergangenen 

Jahren zu einer Triebkraft für nationale Integrationspolitiken geworden ist.  

Integrationspolitik als aktive Politik der Beseitigung von Hürden gegenüber Integration ist 

bundespolitisches Neuland. Bisher wurde sie primär als Teilaspekt einer restriktiven 

Migrations- und Asylpolitik behandelt oder auf Spracherwerb im Rahmen der 

Integrationsvereinbarung reduziert (Kraler 2011). Der Ansatz, Integration als zweiseitige 

Angelegenheit zu interpretieren, bei der neben den Zugewanderten auch Politik und 

Mehrheitsgesellschaft Verantwortung für Integrationsresultate tragen, gehörte nicht zum 

integrationspolitischen Selbstverständnis. Diese Vernachlässigung struktureller Grundlagen 

und Barrieren für Integration wird in vergleichenden Untersuchungen wie dem Migrant 

Integration Policy Index (MIPEX) deutlich: Österreich findet sich hinsichtlich Regelungen 

des Staatsbürgerschaftszugangs, der politischen Partizipation sowie der 

Familienzusammenführung, aber auch im Bereich Anti-Diskriminierung und 

Bildungsintegration stets auf den hinteren Rängen (Huddleston et al. 2011).   

 

Die Institutionalisierung der Integrationspolitik durch ein Staatssekretariat ist vor dem 

Hintergrund deutlicher Politikdefizite ein wichtiges Ereignis in der österreichischen 

Migrations- und  Integrationspolitik und hat das Potential, sowohl den politischen Diskurs als 

auch die konkreten Aufenthaltsbedingungen neu auszurichten.  
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Angesichts dieser Ausgangslage stellen sich aus sozialwissenschaftlicher Sicht folgende 

Fragen: Welche integrationspolitischen Änderungen/Fortschritte hat das Staatssekretariat 

nach nunmehr einjähriger Tätigkeit bewirkt? Welche Aktivitäten werden gesetzt? Welche 

Ziele genannt, welche Problemdeutungen vorgenommen und welche Lösungen und 

Instrumente in Aussicht gestellt? Und welche Defizite bestehen weiterhin? 

Die Forschungsgruppe INEX geht diesen Fragen im Rahmen des Projekts „Integrationspolitik 

als Regierungspolitik – Das Staatssekretariat für Integration im Monitoring“ nach. Es schließt 

an wissenschaftliche Analysen und Fragestellungen zu nationalen Integrationspolitiken an 

und differenziert zwischen sozialen, kulturellen und sozio-ökonomischen 

Integrationsdimensionen (Wets 2006). Darauf basierend folgt das Analyseschema des 

Projekts auch einer funktional orientierten Perspektive, die strukturelle Grundlagen und 

Instrumente als Voraussetzungen für individuelle Partizipations- bzw. Integrationsleistungen 

benennt (Ager/Strang 2008). In diesem konzeptionellen Modell wird davon ausgegangen, 

dass sozio-ökonomische und politische Partizipationsrechte, die in Staatsbürgerrechten 

kulminieren, die Basis (foundation) für jegliche Integrationsleistungen bilden. Soziale 

Beziehungen und der Abbau von Barrieren zur gesellschaftlichen Teilhabe, z.B. durch die 

Vermittlung von Sprache sowie Antidiskriminierungsmaßnahmen, fördern und unterstützen 

dem Modell nach individuelle Integrationsleistungen (social connections, facilitators). In 

letzter Instanz lässt sich Integration an der Teilhabe in unterschiedlichen gesellschaftlichen 

Handlungsfeldern festmachen, die sowohl Indikator als auch Mittel (markers&means) für 

Integration darstellen. 

Ausgehend von diesem analytischen Framework beobachtet das Projekt drei Aspekte der 

Aktivitäten des Staatssekretariats: 

a) Das Rollen-, Amts- und Kompetenzverständnis der neuen Institution.  

b) Das Integrationsnarrativ, d.h. die übergeordnete Erzählung, in die konkrete 

Maßnahmen und Instrumente eingebettet sind.  

c) Maßnahmen und Instrumente in unterschiedlichen Handlungsfeldern (z.B. Bildung, 

Wohnen, Arbeitsmarkt). Die Systematisierung und Bewertung der Maßnahmen und 

Instrumente orientiert sich an aktuellen Studien, allen voran dem Migrant Integration 

Policy Index (MIPEX), der Integration und Integrationspolitik vergleichbar und 

messbar macht (Bijl/Verweil 2012; Huddleston et al. 2011; Niessen et al. 2007). 
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Materialgrundlage des Monitorings ist die mediale Berichterstattung sowie 

Presseaussendungen seit der Einrichtung des Staatssekretariats für Integration am 20. April 

2011. In Anlehnung an die politische Claims-Analyse (Koopmans 2002), einer Form der 

qualitativen Inhaltsanalyse, die Forderungen und strategische Handlungen (claims) 

unterschiedlicher Akteure erfasst, werden zwei Tageszeitungen (Die Presse, Der Standard) 

sowie Presseaussendungen auf Basis eines qualitativen Codierleitfadens analysiert. 

Ausgewählt wurden Zeitungsartikel und Presseaussendungen, die sich auf das 

Staatssekretariat für Integration bzw. Staatssekretär Sebastian Kurz beziehen (n=650). Codiert 

wurden hingegen nur Texte, die claims des Integrationsstaatssekretariats und seiner 

Repräsentanten enthalten (n=253 bzw. 39 Prozent des gesamten Textmaterials).  

Tabelle 1: Materialgrundlage April 2011 - März 2012 

 Anzahl Texte 

gesamt 

Anzahl Texte mit 

claims 

Anteil in % 

Artikel Der Standard 98 59 60 % 
Artikel Die Presse 79 54 68 % 
OTS-Aussendungen 473 140 30 % 
      Davon Staatssekretariat f.     
      Integration 

90 80 89 % 

Insgesamt 650 253 39 % 

 

Der vorliegende Kurzbericht fasst die Ergebnisse für den Beobachtungszeitraum (April 2011 

bis März 2012) zusammen. Anmerkung: Im Bericht sind Originalzitate bzw. Bezeichnungen 

mit Anführungszeichen kenntlich gemacht.  

 

2. Ergebnisse 

2.1. Rollen-, Amts- und Kompetenzverständnis: Die Selbstfindung eines neuen Akteurs  

• Das Staatssekretariat als Plattform, Treiber, Vernetzer 

Die Institution Integrationsstaatssekretariat will für die Querschnittsmaterie Integration – 

bislang Subthema in diversen Ressorts – eine Mittler- und Koordinationsfunktion 

übernehmen. Entsprechend der institutionellen Neuordnung (wenngleich weiterhin im 

Innenministerium angesiedelt) präsentiert sich das Staatssekretariat als „Plattform“ für die 

Bündelung und Vernetzung lokaler, nationaler und europäischer Akteure; weiters als 

„Treiber“ für die Umsetzung integrationspolitischer Maßnahmen. Signalisiert wird ein im 

Vergleich zu früher deutlich höherer Stellenwert von Integration – dies obwohl mit der 
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Einrichtung kaum Ressourcen bzw. Kompetenzen für integrationspolitische Maßnahmen 

einher gehen.  

• Abgrenzung zum BMI – Konvergenz bei der Einwanderung, Distanz bei Asyl  

Die Ansiedelung des Staatssekretariats für Integration im BMI wurde heftig kritisiert – 

damit würde die Chance auf Innovation eines bisher vernachlässigten oder vom 

rechtspopulistischen Milieu eingenommenen Themas vergeben werden (Gruber 2011). 

Vor diesem Hintergrund scheint das Staatssekretariat wiederholt bemüht zu sein, seine 

Tätigkeitsfelder von Agenden des BMI abzugrenzen und einen eigenständigen 

Zuständigkeitsbereich zu betonen: Geradezu kategorisch werden Asylagenden sowie 

Einwanderungsregelungen dem BMI zugewiesen, die eigene Zuständigkeit betreffe 

ausschließlich die Integration von „legal in Österreich befindlichen Ausländern“.  Diese 

Zuständigkeitsbegrenzung hat eine Dethematisierung solcher Integrationshürden zur 

Folge, die gerade aufgrund von Einwanderungsgesetzen bestehen. Denn 

migrationspolitische Regelungen zu Einreise und Aufenthalt legen bereits vorweg formale 

Grenzen für Integration fest (Bijl/Verweij 2012). Unterschiedliche Aufenthaltstitel – von 

der Aufenthaltsbewilligung über die „Rot-Weiß-Rot-Karte“, Niederlassungsbewilligungen 

bis zur Daueraufenthaltskarte – definieren a priori gesellschaftliche 

Partizipationsmöglichkeiten, vor allem darüber ob und in welchem Ausmaß Zugang zum 

Arbeitsmarkt gewährt wird und schaffen somit Integrationshindernisse. So sind z.B. 

Zugewanderte im Rahmen der Familienzusammenführung in Bezug auf 

Arbeitsmöglichkeiten und Berufsausbildung in Österreich zum Teil eingeschränkt 

(Huddleston et al. 2011). Diese Problematik spitzt sich im Fall von AsylwerberInnen, die 

von staatlicher Desintegration betroffen sind, besonders zu (Rosenberger 2011). Die 

bewusste Ausklammerung derartiger Regelungen stellt daher ein strukturelles Defizit dar.  

• „Neuer“ Politiker greift auf ExpertInnen zurück  

Mit der Betrauung von Sebastian Kurz mit dem Staatssekretariat wurde die institutionelle 

auch durch eine personelle Innovation unterstrichen und dadurch ein hoher 

Aufmerksamkeitsgrad für integrationspolitische Fragestellungen erreicht. Die 

Regierungsarbeit wird seither vom (damals bereits installierten) Unabhängigen 

Expertenrat für Integration intensiv begleitet und unterstützt. Tatsächlich bezieht sich der 

Staatssekretär in seinen öffentlichen Auftritten wiederholt auf Empfehlungen des 

Expertenrates, deren Umsetzung er als seine Aufgabe begreife. Diese Praxis läuft auf eine 

besondere Art der Einbeziehung von Stakeholdern hinaus: Der Expertise aus Wissenschaft 
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und Praxis wird ein ungleich höherer Stellenwert beigemessen als bisher bzw. als dies von 

anderen Regierungsstellen bekannt ist. 

 

• Versachlichte Integrationspolitik jenseits von Parteienpolitik?  

Mit der Orientierung am Expertenrat geht eine Art integrationspolitisches 

Selbstverständnis einher: Der Staatssekretär spricht wiederholt davon, die 

integrationspolitische Debatte „versachlichen“ zu wollen und betont in diesem 

Zusammenhang seine Vermittlerfunktion zwischen „extremen Positionen“. Der 

Staatssekretär will, so seine Aussagen, eine kontinuierliche Integrationspolitik, jenseits 

der kurzfristigen Bedürfnisse des Parteienwettbewerbs, vorantreiben, ein Ziel, das durch 

den Expertenrat unterstützt werden soll. Ob dieser Anspruch, Integrationspolitik aus dem 

Parteienwettbewerb heraus zu nehmen, auch während der kommenden Wahlkämpfe 

durchgehalten werden wird, wird sich bei den nächsten Monitoringergebnissen in einem 

Jahr zeigen! 

 

2.2. Das übergeordnete Narrativ: „Integration durch Leistung“ 

Mit Integration durch Leistung führt das Staatssekretariat ein Narrativ ein, das Integration 

eine neue Bedeutung und dem Integrationsdiskurs eine neue Richtung eröffnen sollte. 

Zugespitzt formuliert: Integration durch Leistung offeriert eine Erzählstruktur, in der 

Leistung zum Garant für die Beteiligung am gesellschaftlichen und ökonomischen Leben 

stilisiert wird.  

Die wiederholte Bezugnahme des Staatssekretariats auf Leistung ist in einen neoliberalen 

Wirtschaftsdiskurs eingebettet. Im Kontext von Wirtschaft und Beruf geht es um Erfolg, 

Anerkennung und nicht zuletzt um wirtschaftliche Potenziale von MigrantInnen. Das sind die 

Dimensionen, in denen sich Erfolg materialisiert und soziale Aufwärtsmobilität – so die 

Annahme – stattfindet. Erfolg ist die Integrationsperspektive. Gleichzeitig aber wird diese 

utilitaristisch ausgerichtete Perspektive vereinzelt aufgebrochen. So sind neben 

Bildungserfolgen und Arbeitsmarktteilnahme auch ehrenamtliche Tätigkeiten und 

gesellschaftliches Engagement, soziale Leistungen und „positives Miteinander“ im 

Leistungsverständnis des Staatssekretariats für Integration inkludiert. 

Die Konzentration auf Leistung bzw. auf Leistungsgesellschaft verkürzt dennoch Umfang und 

Reichweite des Integrationsbegriffs – Integration hat in diesem Kontext den Spielregeln der 

Leistungsgesellschaft zu folgen. Damit weist das Integrationskonzept einen ideologischen 
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Impetus auf und steht in Diskrepanz zu gesellschaftlichen Orientierungsmustern wie etwa 

Solidarität, Gerechtigkeit oder Gleichbehandlung/Anti-Diskriminierung.  

Wie verhält sich Integration durch Leistung zum Ansatz von Integration als beidseitiger 

Prozess? Die Forderungen – aufgespannt im Leistungsnarrativ – sprechen zwar primär die 

individuelle Leistungsbereitschaft und -fähigkeit an, bleiben jedoch keineswegs auf die 

alleinige Bringschuld der Eingewanderten beschränkt. Gerade im Leistungsnarrativ ist die für 

den Integrationsprozess notwendige beidseitige Veränderung angesprochen: Einerseits wird 

gefordert, Leistungsbarrieren abzubauen, Leistungsmotivation und Unterstützung zu liefern 

(„fördern“), andererseits werden Leistungserbringung und damit verbundene Erfolge als 

individuelle Integrationsleistung verlangt („fordern“).  

 

2.3. Maßnahmen und Instrumente in politischen Handlungsfeldern  

Das Leistungsnarrativ findet seine konkretisierte Entsprechung in vorgeschlagenen bzw. in 

Aussicht gestellten Maßnahmen. Diese richten sich auf unterschiedliche Dimensionen von 

Integration.  

Anders als die Integrationsmaßnahmen der 2000er Jahre, die sich primär auf kulturelle 

Aspekte wie Sprache als Kultur konzentrierten (Mourão-Permoser/Rosenberger 2012), 

betreffen nun die Maßnahmenvorschläge in erster Linie die sozio-ökonomischen 

Dimensionen von Integration, nämlich Bildung und Arbeit.  

Daneben ist das Thema Sprache sehr prominent vertreten. Sprache wird allerdings weniger im 

kulturalistischen Sinne, sondern als Voraussetzung für sozio-ökonomische Teilhabe 

thematisiert. So werden zahlreiche Maßnahmen mit Sprache als Voraussetzung für Integration 

verknüpft. Der Erwerb der deutschen Sprache wird als erste und wesentlichste 

Integrationsleistung skizziert und ist „von Anfang an“ als individuelle Leistungsbasis 

anzustreben (d.h. sowohl von Kindern im Zuge des Sprachlernprozesses als auch von 

migrierten Erwachsenen im Zuge des Fremdsprachenerwerbs). Sprache gilt insofern als 

funktionell als sie überhaupt erst Teilhabe ermöglicht und den „Schlüssel für ein gelungenes 

Miteinander“ darstellt. Sprache wird damit sowohl als Voraussetzung, als auch als die 

ermöglichende Grundlage schlechthin begriffen, deren Unkenntnis eine fundamentale 

Barriere für die Integration in allen gesellschaftlichen Teilbereichen bedeutet. Diese 

Sonderstellung spiegelt sich in beinahe allen integrationspolitischen Handlungsfeldern wider, 

insbesondere in der Bildung.  
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Maßnahmenvorschläge des Staatssekretariats betreffen im Untersuchungszeitraum folgende 

Politikbereiche respektive Integrationsdimensionen: 

• Bildung. Im Bereich bildungspolitischer Maßnahmen nimmt zunächst der primäre 

Bildungssektor (inklusive der vorschulischen Bildung) einen zentralen Stellenwert ein. 

Sowohl die Forderung nach einem „zweiten Gratis-Kindergartenjahr“ (optional für alle, 

verpflichtend für Kinder mit „Förderbedarf“) als auch die kontrovers diskutierten 

Forderungen nach einem „Maßnahmenpaket gegen Schulpflichtverletzung“ werden hier 

eingebracht. Neben dem Pflichtschulbereich betont das Staatssekretariat zudem die 

materielle wie symbolische Unterstützung „privater Initiativen zur Sprachschulung“ (z.B. 

Lerncafés der Caritas). Hinsichtlich der Erwachsenenbildung sind die Unterstützung des 

vom Unterrichtsministerium (BMUKK) umgesetzten „Gratis-Angebots zum 

nachträglichen Pflichtschulbildungsabschluss“ zu nennen, ebenso wie der mit dem 

Wissenschaftsministerium gemeinsam vorgebrachte 5-Punkte-Vorschlag zur 

„Erleichterung der Nostrifikation“ von im Ausland erworbenen Titeln. Insgesamt zeichnet 

sich im bildungspolitischen Feld ein gemischtes Verhältnis von Verpflichtung (stärker im 

Bereich der jugendlichen Bildung) und Ermöglichung (eher im Bereich der 

Erwachsenenbildung) ab.  

• Berufsarbeit. Der Maßnahmenbereich Arbeit konstituiert den zweiten „Eckpfeiler der 

Integration“ im Diskurs des Staatssekretariats und richtet sich in erster Linie an 

Jugendliche sowie an höher qualifizierte Personen. Die angesprochenen 

Arbeitsmarktmaßnahmen umfassen Vorschläge zur besseren Identifizierung von 

Arbeitsmarktproblemlagen (Einführung eines „MigrantInnen-Index“ beim AMS) sowie 

konkrete Fördermaßnahmen – etwa das vom Wirtschaftsministerium (BMWFJ) geplante 

„Lehrlingscoaching“ oder das vom Sozialministerium (BMASK) initiierte 

„Jugendcoaching“ für die Begleitung Jugendlicher beim Übergang vom Schul- zum 

Berufsleben. Dabei handelt es sich um allgemeine Förderprogramme, die vom 

Staatssekretariat unter dem besonderen Gesichtspunkt der  Migration aufgegriffen werden. 

Ähnliche Förderungen beziehen sich auf Höherqualifizierte wie z.B. der mit dem 

Wissenschaftsministerium entwickelte Vorschlag einer „Neuregelung der Nostrifizierung“ 

im Ausland erworbener Titel, die Unterstützung des Wirtschaftskammer-Mentorings für 

migrantische AkademikerInnen oder die in der Fremdenrechtsnovelle 2011 beschlossene 

Teilzeitbeschäftigungsmöglichkeit für Studierende aus Drittstaaten. Nicht zuletzt sollen 

Kampagnen wie die „IntegrationsbotschafterInnen“ oder die „Top-100-MigrantInnen“ den 

Vorbildcharakter für Karrieren hervorheben. Damit sind die arbeitsmarktpolitischen 
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Maßnahmen von der Idee der Ermöglichung und der Chancen getragen, während 

verpflichtende Elemente kaum von Relevanz sind.  

Neben Bildung und Arbeit nehmen Maßnahmenvorschläge für Handlungsfelder wie Religion, 

Geschlechterverhältnisse und Wohnen einen vergleichsweise geringen Stellenwert ein. 

• Religion wird im Staatssekretariats-Diskurs wiederholt als „Teil der Lösung der 

Integrationsfrage“ skizziert, ohne jedoch den Inhalt von Problemen oder Lösungen zu 

präzisieren. Die am häufigsten erwähnte Maßnahme ist die Einrichtung eines 

„Dialogforums Islam“, in dem religiöse RepräsentantInnen und ExpertInnen das 

Integrationspotential von Religion und Glaubensgemeinschaften erarbeiten sollen. 

Spezifische Claims betreffen auch die Gestaltung des religiösen Lebens, so etwa die 

Forderung nach „deutschsprachigen Predigten in österreichischen Moscheen“ sowie die 

„Ausbildung in Österreich praktizierender Imame“ im Land zu verankern.  

• Geschlechterverhältnisse. Vereinzelte Forderungen betreffen Geschlechterverhältnisse 

bzw. die Situation von Migrantinnen. So erhofft man sich von der Einführung des 

„Migrantinnen-index“ beim AMS sowie vom Beschluss zum Ausbau der Kinderbetreuung 

bis 2014 eine verbesserte Arbeitsmarktintegration von Migrantinnen. Betont werden 

schließlich jene frauenpolitischen Maßnahmen, die Gewalt an Frauen bekämpfen bzw. 

auffangen sollen (so die Novellierung des Straftatbestands Nötigung oder die Förderung 

von frauenspezifischen Unterstützungsprojekten wie z.B. das DIVA-Projekt gegen 

‚Gewalt im Namen der Ehre‘ von der Caritas). 

• Wohnen. In wohnpolitischer Hinsicht sind schließlich drei Anregungen des 

Staatssekretariats zu nennen: die „Einrichtung eines Wohnraumausschusses“ bei 

gemeinnützigen Wohnbauträgern, um durch bessere Koordination eine stärkere 

„Durchmischung“ konkreter Wohngebiete und eine „ausgewogene Vergabe“ zu erreichen; 

„Mediationsschulungen für HausmeisterInnen“ und die Entwicklung eines 

„Hausmeisterleitfadens“. 

Werden die konkreten Maßnahmenforderungen des Staatssekretariats im Hinblick auf ihre 

institutionellen und thematischen Ausrichtungen zusammengefasst, zeigen sich folgende 

Charakteristika: 

• Die Mehrzahl der öffentlich eingebrachten Maßnahmen weist eine starke Orientierung an 

den Empfehlungen des Expertenrats für Integration auf.  
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• In den Maßnahmen kommt eine starke Kooperation mit anderen Ministerien (allein sechs 

verschiedene Ministerien sind mit Planung/Umsetzung der genannten Maßnahmen 

befasst) aber auch mit nicht-staatlichen Akteuren (Sozialpartnern, NGO’s, Vereinen, etc.) 

zum Ausdruck.  

• Eine Reihe von Maßnahmen-Claims beziehen sich auf „allgemeine 

Integrationsmaßnahmen“, die vom Staatssekretariat unter dem Migrationsaspekt 

aufgegriffen werden (insbesondere im Bereich der Arbeitsmarktpolitik für 

BerufseinsteigerInnen und Niedrig-Qualifizierte). 

• Die steuerungspolitischen Instrumente des Staatssekretariats umfassen sowohl Gesetze als 

auch die Förderung einzelner Integrationsprojekte, die Initialisierung von Kampagnen zur 

Bewusstseinsbildung sowie die Einrichtung/Unterstützung von Diskussionsforen. 

• Der im Leistungs-Narrativ enthaltene Charakter der „Beidseitigkeit“ von Integration – d.h. 

Anforderungen sowohl an die Mehrheitsgesellschaft als auch an MigrantInnen zu richten 

– wird durch konkrete Maßnahmenvorschläge bislang nur bedingt eingelöst. Maßnahmen 

setzen mehrheitlich aufseiten der MigrantInnen (Forderungen und Förderungen) an, 

Maßnahmen in Richtung Mehrheitsgesellschaft sind randständig.  

• Im Bereich Arbeit/Beruf werden eher Maßnahmen mit Ermöglichungscharakter, im 

Bereich Sprache/Bildung eher Maßnahmen mit Verpflichtungscharakter gefordert bzw. in 

Aussicht gestellt.  

 

3. Inhaltliche Defizite 

Diskutieren und beurteilen wir die Aussagen, Deutungen und Forderungen des 

Staatssekretariats anhand wissenschaftlicher Untersuchungen, die wesentliche Dimensionen 

und Instrumente einer gelungenen Integrationspolitik nennen, so sind noch deutliche Defizite 

erkennbar. Einen wichtigen Referenzpunkt für die Bewertung bieten die MIPEX-Studien, 

welche rechtliche Entwicklungen in den Bereichen Arbeitsmarkt, Familienzusammenführung, 

Bildung, politische Partizipation, dauerhafter Aufenthalt, Einbürgerungsmöglichkeiten und 

Antidiskriminierung untersuchen (Peintinger 2012, Huddleston et al. 2011, Niessen et al. 

2007). 

• Integration durch Antidiskriminierungsmaßnahmen. Der wichtige Komplex Anti-

Diskriminierung bleibt noch weitgehend unberücksichtigt – erleichterte Nostrifizierung 
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sowie die gesetzliche Öffnung Freiwilliger Feuerwehren für MigrantInnen stellen die 

einzigen Forderungen im Kontext der Gleichbehandlung bzw. Anti-Diskriminierung dar.  

• Integration durch politische Rechte. Das Staatssekretariat erkannte bisher in fehlenden 

politischen Rechten kein Problem, es formulierte bislang keine Maßnahmenvorschläge für 

die Problematik der defizitären politischen Rechte für MigrantInnen. Mit anderen Worten: 

Probleme der fehlenden politischen Partizipation und Repräsentation in politischen 

Entscheidungseinrichtungen bleiben unthematisiert.  

• Integration durch Zugang zur Staatsbürgerschaft und somit zu vollen staatsbürgerlichen 

Rechten. Keine Thematisierung erfahren bislang der Stellenwert von 

Staatsbürgerschaftsrechten, die Entkoppelung von politischen Rechten von der 

Staatsbürgerschaft und/oder der Zugang zur Staatsbürgerschaft als Integrationsinstrument.  

• Aus arbeitsmarktpolitischer Perspektive kommt auch der Rolle des „selbständigen 

Unternehmertums“ geringe Betonung zu. Ähnliches gilt für arbeitgeberseitige 

Integrationsmaßnahmen, deren Potential bislang nur in allgemeiner Form angesprochen 

wurde. Strukturelle Arbeitsmarktzugangsbarrieren etwa durch ethnische Diskriminierung 

bei Bewerbungsprozessen wurden bislang nicht thematisiert. 

 

4. Resümee: 

Ungeachtet der inhaltlichen Defizite sowie des Faktums, dass eine Reihe der Maßnahmen 

bislang noch Maßnahmenvorschläge geblieben sind, ist das Staatssekretariat zu einem neuen 

Aufmerksamkeitszentrum geworden, das die öffentliche Auseinandersetzung zu Integration 

bündelt bzw. steuert. Mit seinen bisherigen Aktivitäten institutionalisiert sich sukzessive ein 

qualitativer Wandel der österreichischen Integrationspolitik, der in Umfang und 

Nachhaltigkeit jedoch noch Potential für Ausdifferenzierung und Vertiefung offen lässt. Den 

zahlreichen Initiativen zu Förderungsmaßnahmen und Integrationsprojekten stehen bis dato 

noch kaum strukturelle Maßnahmenänderungen, etwa im Bereich des Aufenthaltsrechts, des 

Ausbaus anti-diskriminierender Maßnahmen oder der Ausweitung politischer Rechte 

gegenüber. Diese im europäischen Vergleich traditionell restriktiv eingestuften Hürden 

österreichischer Integration bieten daher Ansatzpunkt für zukünftige Aktivitäten.   
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